
 

  

S 24 AL 336/20 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 20
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 24 AL 336/20 ER
Datum 06.07.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 20 AL 109/20 B ER
Datum 17.09.2020

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde der Antragsgegnerin gegen den Beschluss des Sozialgerichts KÃ¶ln
vom 06.07.2020 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Antragsgegnerin trÃ¤gt die
notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten der Antragstellerin auch im
Beschwerdeverfahren.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten im Verfahren des einstweiligen Rechtschutzes um die
Aufhebung eines Anerkennungsbescheides betreffend die GewÃ¤hrung von
Kurzarbeitergeld (Kug).

Die Antragstellerin ist eine Fluggesellschaft mit Unternehmenssitz in N. Sie gehÃ¶rt
zur S-Gruppe; seit dem 01.01.2020 wird der Flugbetrieb der Gruppe in Deutschland
ausschlieÃ�lich durch die Antragstellerin abgedeckt. Die in Deutschland
stationierten Piloten und Mitarbeiter (insgesamt 931) sind seit diesem Datum bei
der N Limited angestellt. Sie sind nach Angaben der Antragstellerin in Deutschland
steuer- und sozialversicherungspflichtig. Alle Mitarbeiter sind einer sog. Homebase
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an einem von der Antragstellerin bedienten deutschen Flughafen zugewiesen.

Mit Schreiben vom 11.03.2020 zeigte die Antragstellerin, vertreten durch ihre
BevollmÃ¤chtigten, bei der Agentur fÃ¼r Arbeit L die mÃ¶gliche EinfÃ¼hrung von
Kurzarbeit in Folge der Ausbreitung von COVID-19 und der damit verbundenen
Auswirkungen fÃ¼r die Luftfahrtbranche an den deutschen Stationierungsorten
(Basen) an. Mit weiterem Schreiben vom 31.03.2020 zeigte sie die EinfÃ¼hrung von
Kurzarbeit in der Zeit vom 19.03.2020 bis zum 23.03.2020 im Umfang von 50 %
sowie in der Zeit vom 24.03.2020 bis zum 31.05.2020 im Umfang von 100 % an.
Den entsprechend mit der Gewerkschaft Ver.di geschlossenen Tarifvertrag zur
EinfÃ¼hrung von Kurzarbeit vom 31.03.2020 legte sie bei. Der Tarifvertrag sowie
die Anzeige Ã¼ber Arbeitsausfall wurden von der Antragstellerin jeweils auf N
unterzeichnet. Als Betriebsanschrift wurde in der Anzeige Ã¼ber Arbeitsausfall
allerdings "I-str. 00" in L angegeben. Hierbei handelt es sich augenscheinlich um die
Anschrift der Lohnabrechnungsstelle "T GmbH".

Mit Anerkennungsbescheid vom 01.04.2020 bewilligte die Antragsgegnerin den vom
Entgeltausfall betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern der
Antragstellerin, sofern diese die persÃ¶nlichen Voraussetzungen erfÃ¼llen, ab
01.03.2020 lÃ¤ngstens bis zum 31.05.2020 Kug. Auf Grund der vorgetragenen und
glaubhaft gemachten Tatsachen liege ein erheblicher Arbeitsausfall vor und die
betrieblichen Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Kug seien erfÃ¼llt.

Nachdem bei der Beklagten Hinweise auf eine mÃ¶glicherweise missbrÃ¤uchliche
Beantragung von Kug durch die Antragstellerin eingegangen waren, hob diese mit
Bescheid vom 29.05.2020 die Entscheidung Ã¼ber die GewÃ¤hrung von Kug vom
01.04.2020 ab 01.03.2020 gemÃ¤Ã� Â§ 48 SGB X auf. Die Antragstellerin habe
keinen Betrieb in Deutschland. Dieser Umstand sei aus den eingereichten
Unterlagen nicht hervorgegangen.

Am 16.06.2020 legte die Antragstellerin Widerspruch ein. Es liege jedenfalls eine
Betriebsabteilung im Sinne des Â§ 97 SGB III vor. Den Stationierungsorten seien mit
insgesamt 37 Flugzeugen an acht Standorten deutschlandweit Betriebsmittel zum
Zwecke der DurchfÃ¼hrung von internationalen FlugaktivitÃ¤ten zugeordnet. An
den jeweiligen Standorten stÃ¼nden der Antragstellerin auch RÃ¤ume zur
VerfÃ¼gung, in denen sich die Piloten und Flugbegleiter vor und nach den FlÃ¼gen
zur Abstimmung einfÃ¤nden und in denen sie sich zu ihren jeweiligen EinsÃ¤tzen
an- und abmeldeten. Es gebe dort ComputerarbeitsplÃ¤tze mit Druckern. FÃ¼r die
einzelnen Arbeitnehmer gebe es FÃ¤cher, Ã¼ber die sie Memos der
Unternehmensleitung erhielten. Der fÃ¼r den jeweiligen Stationierungsort
zustÃ¤ndige Base Captain und der Base Supervisor hÃ¤tten dort zudem feste
ArbeitsplÃ¤tze fÃ¼r VerwaltungstÃ¤tigkeiten. Der Base Captain habe i.d.R. einmal
pro Woche, mindestens jedoch alle 15 Tage einen BÃ¼rotag, an dem er den Piloten
in den RÃ¤umlichkeiten als Ansprechpartner zur VerfÃ¼gung stehe. Die RÃ¤ume
dienten auch dem Aufenthalt der Mitarbeiter sowie zur DurchfÃ¼hrung von
Schulungen und TrainingsmaÃ�nahmen. Die einzelnen Stationierungs-orte
verfÃ¼gten auch Ã¼ber eigene Organisationsstrukturen. Alle Mitarbeiter seien
einer festen Homebase zugewiesen, von denen aus sie ihre Arbeitstage begÃ¤nnen
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und beendeten. Der jeweilige Base Captain / Base Supervisor sei fÃ¼r alle
Mitarbeiter Erstansprechpartner und reprÃ¤sentiere den Chefpiloten, der in N
stationiert und fÃ¼r die Aufsicht und das Management aller Piloten und
Flugbegleiter verantwortlich sei. Der Base Captain sei mit umfangreichen Aufgaben
betraut. Zudem erfolge die Lohnabrechnung fÃ¼r alle in Deutschland stationierten
Piloten und Flugbegleiter zentral in L durch das Unternehmen T GmbH. Die
SelbststÃ¤ndigkeit der einzelnen Standorte werde auch durch den Umstand belegt,
dass sie jeweils eigenstÃ¤ndigen wirtschaftlichen Risiken ausgesetzt seien. Wegen
der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Widerspruchsschrift Bezug
genommen.

Am 16.06.2020 hat die Antragstellerin bei dem Sozialgericht KÃ¶ln um einstweiligen
Rechtschutz nachgesucht. Zur BegrÃ¼ndung hat sie ihr Vorbringen aus dem
Widerspruchsverfahren wiederholt.

Die Antragstellerin hat beantragt,

1. die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs und ggf. einer spÃ¤teren
Anfechtungsklage gegen den Aufhebungsbescheid vom 29.05.2020 anzuordnen;

2. hilfsweise festzustellen, dass der Widerspruch der Antragstellerin gegen den
Aufhebungsbescheid vom 29.05.2020 aufschiebende Wirkung hat;

3. festzustellen, dass die Antragsgegnerin auf Grund der aufschiebenden Wirkung
des Widerspruchs und ggf. einer spÃ¤teren Anfechtungsklage verpflichtet ist, der
Entscheidung Ã¼ber die Erteilung von Leistungsbescheiden Ã¼ber Kurzarbeitergeld
fÃ¼r die Arbeitnehmer der Antragstellerin den Anerkennungsbescheid vom
01.04.2020 zu Grunde zu legen;

4. anzuordnen, dass die Antragsgegnerin eine vorlÃ¤ufige Einstellung der Zahlung
des Kurzarbeitergeldes auf Grund der auf Basis des Anerkennungsbescheides vom
01.04.2020 zu erteilenden Leistungsbescheide auf Grund des angeblichen Fehlens
der betrieblichen Voraussetzungen zu unterlassen hat;

5. hilfsweise festzustellen, dass auf Grund der von der Antragstellerin in den
Anzeigen Ã¼ber Arbeitsausfall vom 31.03.2020 und im Rahmen des eingelegten
Widerspruchs gegen den Bescheid vom 29.05.2020 vorgetragenen und glaubhaft
gemachten Tatsachen in der Zeit vom 01.04.2020 bis zum 31.05.2020 ein
erheblicher Arbeitsausfall vorliegt und die betrieblichen Voraussetzungen fÃ¼r die
GewÃ¤hrung von Kurzarbeitergeld erfÃ¼llt sind.

Die Antragsgegnerin hat beantragt,

den Antrag abzulehnen.

Ein Anspruch auf Kug bestehe nach derzeitiger Aktenlage nicht. Der Betriebssitz der
Antragstellerin befinde sich auf N. Die in Deutschland befindlichen Bases
verfÃ¼gten nicht Ã¼ber eine eigenstÃ¤ndige Leitung mit personalrechtlichen
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Befugnissen im Rahmen der Arbeitgeberfunktion. Die "Base Captains" erfÃ¼llten
lediglich die Funktion eines Bindegliedes zwischen dem Management in N und den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern vor Ort. Da die Bewilligung von Kug in einem
zweistufigen Verfahren erfolge, kÃ¶nne die Antragstellerin derzeit noch nicht damit
rechnen, Kug in dem von ihr kalkulierten Umfang zu erhalten.

Mit Schreiben vom 22.06.2020 hat die Antragsgegnerin die Antragstellerin
nachtrÃ¤glich zur RÃ¼cknahme des Anerkennungsbescheides â�� jetzt gestÃ¼tzt
auf Â§ 45 SGB X â�� vom 01.04.2020 angehÃ¶rt.

Mit Beschluss vom 06.07.2020 hat das Sozialgericht KÃ¶ln festgestellt, dass der
Widerspruch vom 16.06.2020 gegen den Bescheid vom 29.05.2020 aufschiebende
Wirkung habe und die Antragsgegnerin verpflichtet sei, bei der Erteilung der
Leistungsbescheide Ã¼ber Kug den Anerkennungsbescheid vom 01.04.2020 zu
Grunde zu legen. Im Ã�brigen hat es den Antrag abgelehnt. Dem Widerspruch und
einer eventuell erforderlichen Anfechtungsklage komme aufschiebende Wirkung zu.
DarÃ¼ber hinaus bestehe ein Interesse der Antragstellerin an der Feststellung, dass
die Aufhebung des Bescheides vom 01.04.2020 durch den Bescheid vom
29.05.2020 zu Unrecht erfolgt sei. Dies sei der Fall, weil die Voraussetzungen des Â§
45 SGB X nicht erfÃ¼llt seien. Die Antragstellerin habe bei Antragstellung alle
Angaben wahrheitsgemÃ¤Ã� gemacht.

Gegen diesen Beschluss hat die Antragsgegnerin am 06.08.2020 Beschwerde
eingelegt. Der Widerspruch der Antragstellerin habe schon keine aufschiebende
Wirkung. DarÃ¼ber hinaus sei die Korrektur der Bewilligungsentscheidung zu Recht
erfolgt. Es fehle bei der Antragstellerin bereits an einem Betrieb i.S.d. Â§ 97 SGB III,
der seinen Sitz im Geltungsbereich des SGB III habe. Weder die Gesamtheit der in
Deutschland stationierten Mitarbeiter und Flugzeuge noch die einzelnen Bases
stellten einen Betrieb oder eine Betriebsabteilung dar. FÃ¼r den Betriebsbegriff i.S.
des SGB III sei es erforderlich, dass eine eigene institutionelle Leitung vorhanden
sei, die die DurchfÃ¼hrung der arbeitstechnischen Zwecke steuere und dabei den
Kern der Arbeitgeberfunktion im sozialen und personellen Bereich wahrnehme.
MaÃ�geblich sei des Weiteren, wer die Entscheidungen in
mitbestimmungspflichtigen Angelegenheiten wahrnehme. Es sei darauf abzustellen,
wo eine im Zusammenhang mit dem arbeitsorganisatorischen Zweck zu sehende
Personalleitung ansÃ¤ssig sei, welche in der Lage sei, durch geeignete
MaÃ�nahmen den Arbeitsausfall zu vermeiden oder zu reduzieren. In diesem Sinne
befinde sich die Leitung ausschlieÃ�lich auf N. Die Antragstellerin habe zudem im
Sinne des Â§ 45 SGB X keine vollstÃ¤ndigen Angaben gemacht. Sie habe im Antrag
explizit auf einen Betriebssitz im ZustÃ¤ndigkeitsbereich der Antragsgegnerin
hingewiesen. Als Anschrift des Betriebes sei "I-str. 00" in L angegeben worden.

Die Antragsgegnerin beantragt,

den Beschluss des Sozialgerichts KÃ¶ln vom 06.07.2020 abzuÃ¤ndern und den
Antrag abzulehnen.

Die Antragstellerin beantragt,
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die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt den Beschluss des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend. Insbesondere liege eine
Betriebsabteilung im Sinne des Â§ 97 SGB III vor. Die an den jeweiligen
Stationierungsorten in Deutschland beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer stellten jeweils
eine geschlossene Personengruppe dar, die einen zusÃ¤tzlichen Betriebszweck
verfolge, der das HauptgeschÃ¤ft der Antragstellerin â�� die DurchfÃ¼hrung
internationaler FlugaktivitÃ¤ten â�� unterstÃ¼tze.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Ã¼brigen Vorbringens
der Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte sowie der beigezogenen
Verwaltungsakte der Antragsgegnerin Bezug genommen. Dieser ist Gegenstand der
Entscheidungsfindung gewesen.

II.

Die nach Â§Â§ 172, 173 SGG zulÃ¤ssige Beschwerde der Antragsgegnerin ist nicht
begrÃ¼ndet. Zu Recht hat das Sozialgericht die aufschiebende Wirkung des
Widerspruchs (dazu unter 1.) sowie die Verpflichtung der Antragsgegnerin
festgestellt, den Anerkennungsbescheid vom 01.04.2020 bei der Erteilung von
Leistungsbescheiden Ã¼ber Kug zu Grunde zu legen (dazu unter 2.). Ã�ber die
weiteren, erstinstanzlich durch die Antragstellerin gestellten AntrÃ¤ge muss der
Senat nicht entscheiden, weil das Sozialgericht diese zurÃ¼ckgewiesen und die
Antragstellerin dagegen keine Beschwerde eingelegt hat.

1. GemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG kann das Gericht der Hauptsache auf
Antrag in den FÃ¤llen, in denen Widerspruch oder Anfechtungsklage keine
aufschiebende Wirkung haben, die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise
anordnen. Ist zweifelhaft, ob eine aufschiebende Wirkung eingetreten ist, so kann
das Gericht auf Antrag durch deklaratorischen Beschluss aussprechen, dass der
Widerspruch und eine ggf. noch zu erhebende Klage aufschiebende Wirkung haben.
Eine InteressenabwÃ¤gung erfolgt â�� anders als im Fall der Anordnung einer
aufschiebenden Wirkung â�� nicht (vgl. dazu Keller in Meyer-Ladewig u.a., 13.
Auflage 2020, Â§ 86b Rn. 15).

Vorliegend kommt dem Widerspruch der Antragstellerin vom 16.06.2020 gegen den
Bescheid vom 29.05.2020 aufschiebende Wirkung zu. GemÃ¤Ã� Â§ 86a Abs. 1 S. 1
SGG haben Widerspruch und Anfechtungsklage grundsÃ¤tzlich aufschiebende
Wirkung. Dies gilt gemÃ¤Ã� Satz 2 auch bei rechtsgestaltenden und feststellenden
Verwaltungsakten. Die aufschiebende Wirkung entfÃ¤llt lediglich in den in Â§ 86a
Abs. 2 SGG aufgezÃ¤hlten FÃ¤llen. Keine der dort aufgelisteten Varianten ist indes
vorliegend erfÃ¼llt.

Insbesondere liegt kein Fall des Â§ 86a Abs. 2 Nr. 2 SGG vor. Danach entfÃ¤llt die
aufschiebende Wirkung in Angelegenheiten der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit bei
Verwaltungsakten, die eine laufende Leistung entziehen oder herabsetzen. Der
Bescheid vom 29.05.2020 hebt vorliegend den Anerkennungsbescheid vom
01.04.2020 auf. Dieser gewÃ¤hrte allerdings keine laufende Leistung. Denn er
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enthÃ¤lt gemÃ¤Ã� Â§ 99 Abs. 3 SGB III lediglich eine Feststellung Ã¼ber das
Vorliegen eines erheblichen Arbeitsausfalls und die ErfÃ¼llung der betrieblichen
Voraussetzungen auf Grund der vorgetragenen und glaubhaft gemachten
Tatsachen sowie eine Zusicherung, bei ErfÃ¼llung der persÃ¶nlichen
Voraussetzungen und ordnungsgemÃ¤Ã�er Antragstellung Kug fÃ¼r die Dauer des
Arbeitsausfalls bzw. die HÃ¶chstdauer zu zahlen (so zur VorgÃ¤ngerregelung des Â§
173 Abs. 3 SGB III BSG, Urteil vom 14.09.2010 â�� B 7 AL 21/09 R Rn. 16). Auf
Grund dieser Zusicherung erfolgt aber gerade noch keine LeistungsgewÃ¤hrung,
sondern lediglich die Zusage, einen bestimmten Verwaltungsakt â�� ggf. bei
Vorliegen weiterer Voraussetzungen â�� spÃ¤ter zu erlassen (vgl. Â§ 34 SGB X).

Auch eine sonstige bundesgesetzliche Regelung i.S.d. Â§ 86a Abs. 2 Nr. 4 SGG, die
die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs der Antragsgegnerin entfallen lassen
wÃ¼rde, ist fÃ¼r den vorliegenden Fall nicht ersichtlich. Zutreffend hat das
Sozialgericht insofern darauf hingewiesen, dass die Fallgruppen des Â§ 336a SGB III,
der das Entfallen der aufschiebenden Wirkung fÃ¼r FÃ¤lle, die die Antragsgegnerin
betreffen, spezialgesetzlich regelt, vorliegend nicht einschlÃ¤gig sind.

2. Soweit sich die Antragsgegnerin gegen die Feststellung ihrer Verpflichtung
wendet, bei der Erteilung von Leistungsbescheiden Ã¼ber Kug den
Anerkennungsbescheid zu Grunde zu legen, so wendet sie sich gegen den Erlass
einer einstweiligen Anordnung gemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 2 SGG, die auch in Form einer
vorlÃ¤ufigen Feststellung mÃ¶glich ist (vgl. dazu Keller in Meyer-Ladewig u.a., 13.
Auflage 2020, Â§ 86b Rn. 26, 30).

a) Einstweilige Anordnungen sind nach Â§ 86b Abs. 2 S. 2 SGG zur Regelung eines
vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn
eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint
(Regelungsanordnung). Der Erlass einer einstweiligen Anordnung verlangt
grundsÃ¤tzlich Erfolgsaussichten in der Hauptsache sowie die Erforderlichkeit einer
vorlÃ¤ufigen gerichtlichen Entscheidung. Die Erfolgsaussichten in der Hauptsache
(Anordnungsanspruch) und die EilbedÃ¼rftigkeit der erstrebten einstweiligen
Regelung (Anordnungsgrund) sind glaubhaft zu machen (Â§ 86b Abs. 2 S. 4 SGG
i.V.m. Â§ 920 Abs. 2 ZPO). Ob ein Anordnungsanspruch vorliegt, ist in der Regel
durch summarische PrÃ¼fung zu ermitteln. KÃ¶nnen ohne Eilrechtsschutz jedoch
schwere und unzumutbare Nachteile entstehen, die durch das Hauptsacheverfahren
nicht mehr zu beseitigen wÃ¤ren, ist eine abschlieÃ�ende PrÃ¼fung erforderlich
(BVerfG, Beschluss vom 12.05.2005 â�� 1 BvR 569/05 Rn. 24 f.). Bei offenem
Ausgang muss das Gericht anhand einer FolgenabwÃ¤gung entscheiden, die die
grundrechtlichen Belange der Antragsteller umfassend zu berÃ¼cksichtigen hat
(BVerfG a.a.O. Rn. 26).

b) Im Ergebnis zu Recht hat das Sozialgericht das Vorliegen dieser Voraussetzungen
bejaht. Der Anordnungsanspruch betreffend die Verpflichtung der Antragsgegnerin,
den Anerkennungsbescheid vom 01.04.2020 bei etwaigen Leistungsbewilligungen
zu Grunde zu legen, ergibt sich dabei bereits aus dem Wesen der aufschiebenden
Wirkung. Diese bewirkt, dass der angegriffene Verwaltungsakt nicht vollzogen
werden darf. Es tritt vielmehr ein Schwebezustand ein, wÃ¤hrenddessen vollendete
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Tatsachen nicht geschaffen werden dÃ¼rfen (vgl. Keller in Meyer-Ladewig u.a., 13.
Auflage 2020, Â§ 86a Rn. 4). Kann mithin die Aufhebungsentscheidung im Bescheid
vom 29.05.2020 nicht vollzogen werden, ist der Inhalt des Anerkennungsbescheides
vom 01.04.2020 weiterhin bei etwaigen Leistungsentscheidungen zu Grunde zu
legen.

Zwar stehen Anerkennungsbescheide nach Â§ 99 Abs. 3 SGB III unter der
konkludent auflÃ¶senden Bedingung, dass sich nachtrÃ¤glich die Unrichtigkeit der
glaubhaft gemachten Tatsachen in einem Umfang herausstellt, der die
Voraussetzungen des Â§ 96 und / oder des Â§ 97 SGB III â�� also auch die
betrieblichen Voraussetzungen â�� entfallen lÃ¤sst (vgl. Estelmann in
Eicher/Schlegel, SGB III, Â§ 99 Rn. 92, Stand: 10/2013, unter Verweis auf BSG, Urteil
vom 14.09.2010 â�� B 7 AL 21/09). Insofern ist ein Anerkennungsbescheid ein
materiell nur teilweise endgÃ¼ltiger Bescheid. GrundsÃ¤tzlich kann sich die
Antragsgegnerin daher darauf berufen, dass die von der Antragstellerin gemachten
Tatsachenbehauptungen nicht zutreffend seien und deswegen die Grundlage des
Anerkennungsbescheides "automatisch" entfiele (vgl. Estelmann a.a.O, Rn. 93).
Vorliegend ist die Antragsgegnerin jedoch gehindert, sich auf das mÃ¶gliche Fehlen
der betrieblichen Voraussetzungen i.S.d. Â§ 97 SGB III zu berufen. Denn die
Antragstellerin hat entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin im Rahmen ihrer
Anzeige Ã¼ber Arbeitsausfall keinen unzutreffenden Sachverhalt geschildert.
Insofern kann nicht allein auf die Angaben im Feld "Bezeichnung und Anschrift des
Betriebes" im Antragsformular abgestellt werden. Dort hat die Antragstellerin zwar
"Einheitlicher Betrieb der N Limited in Deutschland fÃ¼r alle Standorte,
Betriebsanschrift: I-str. 00, L" angegeben. Die Anzeige wurde jedoch in N
unterzeichnet. Zudem wurde eine Kopie des Tarifvertrages zur EinfÃ¼hrung von
Kurzarbeit vom 31.03.2020 beigelegt, die ebenfalls in N durch Herrn T1 D, Head of
HR, unterzeichnet wurde. Im Anschreiben wurde Ã¼berdies darauf hingewiesen,
dass Antragstellerin die N Limited, ein Unternehmen der S-Gruppe, sei. Bereits der
Name der Antragstellerin deutete auf einen Auslandsbezug hin, der zu einer
vertieften PrÃ¼fung Anlass gegeben hÃ¤tte.

Ist mithin die Antragsgegnerin im Rahmen ihrer ErstprÃ¼fung allenfalls
mÃ¶glicherweise einem Rechtsirrtum dergestalt unterlegen, dass sie das Vorliegen
eines Betriebes im Inland i.S.d. Â§ 97 SGB III fÃ¼r schlÃ¼ssig vorgetragen hielt,
weil sie entgegenstehende Indizien bei ihrer Subsumtion nicht hinreichend beachtet
hat, so kann sie den Anerkennungsbescheid nur unter den engen Voraussetzungen
der Â§Â§ 45, 48 SGB X (i.V.m. Â§ 330 SGB III) aufheben (vgl. Estelmann a.a.O.; BSG,
Urteil vom 14.09.2010 â�� B 7 AL 21/09 R Rn. 20). Eine Unbeachtlichkeit des
Anerkennungsbescheides allein auf Grund des Eintritts einer auflÃ¶senden
Bedingung kommt hingegen nicht in Betracht. Diesen Umstand bestreitet auch die
Antragsgegnerin nicht, weil sie ersichtlich von der Notwendigkeit einer
Aufhebungsentscheidung ausgegangen ist, wie der Aufhebungsbescheid vom
29.05.2020 belegt.

c) FÃ¼r die Feststellung der Verpflichtung, den Anerkennungsbescheid bei der
Entscheidung Ã¼ber die Bewilligung von Kug zu Grunde zu legen, besteht auch ein
Anordnungsgrund. Denn die Antragstellerin hat im Vertrauen auf den Bestand des
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Anerkennungsbescheides vom 01.04.2020 an ihre BeschÃ¤ftigten in Deutschland
Kurzarbeitergeld ausgezahlt, ohne dass die Antragsgegnerin bislang entsprechende
Bewilligungsbescheide erlassen hÃ¤tte. Sie hat gleichfalls in nachvollziehbarer
Weise vorgetragen, dass durch eine VerzÃ¶gerung der Bewilligung und Auszahlung
von Kurzarbeitergeld ihre LiquiditÃ¤t konkret gefÃ¤hrdet wÃ¤re.

d) Ohne dass es vorliegend entscheidungserheblich wÃ¤re, weist der Senat â�� wie
bereits im Beschluss vom 28.08.2020 â�� L 20 SF 228/20 ER angedeutet â�� darauf
hin, dass â�� selbst wenn man davon ausginge, dass ein Betrieb oder eine
Betriebsabteilung i.S.d. Â§ 97 SGB III nicht vorlÃ¤ge â�� eine RÃ¼cknahme nach Â§
45 SGB X am schutzwÃ¼rdigen Vertrauen der Antragstellerin auf den Bestand des
Anerkennungsbescheides scheitern dÃ¼rfte. Denn es erscheint im Rahmen der im
einstweiligen Rechtschutz anzuwendenden PrÃ¼fungsdichte nicht Ã¼berwiegend
wahrscheinlich, dass der Anerkennungsbescheid vom 01.04.2020 auf Angaben
beruht, die die Antragstellerin vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig in wesentlicher
Beziehung unrichtig oder unvollstÃ¤ndig i.S.d. Â§ 45 Abs. 2 S. 3 Nr. 2 SGB X
gemacht hÃ¤tte (sofern es nicht ohnehin allein auf eine BÃ¶sglÃ¤ubigkeit der
Arbeitnehmer der Antragstellerinn ankommen sollte; vgl. dazu BSG, Urteil vom
14.09.2019 â�� B 7 AL 21/09 R Rn. 23). Die Angaben in der Anzeige Ã¼ber
Arbeitsausfall vom 31.03.2020 hÃ¤tten auf Seiten der Beklagten vielmehr Anlass
gegeben, konkret weiter nachzuforschen und so das Vorliegen eines Betriebes bzw.
einer Betriebsabteilung im Inland zu verifizieren.

e) Der Senat lÃ¤sst schlieÃ�lich ausdrÃ¼cklich offen, ob im Fall der Antragstellerin
tatsÃ¤chlich vom Vorliegen eines Betriebes bzw. einer Betriebsabteilung i.S.d. Â§ 97
SGB III im Geltungsbereich des SGB III auszugehen wÃ¤re. HierfÃ¼r bedÃ¼rfte es
umfangreicher weiterer Ermittlungen, die â�� sollte sich diese Frage auch fÃ¼r die
hier nicht streitgegenstÃ¤ndliche Folgezeit ab dem 01.06.2020 weiterhin stellen â��
einem etwaigen Folgeverfahren vorbehalten bleiben mÃ¼ssen. Insbesondere
kÃ¤me eine nÃ¤here Ermittlung der sachlichen und personellen Ausstattung der
einzelnen Bases in Betracht, darÃ¼ber hinaus eine PrÃ¼fung der
arbeitsvertraglichen Regelungen der in Deutschland BeschÃ¤ftigten, die auch eine
Ã�berprÃ¼fung ihrer vertraglichen / tatsÃ¤chlichen Bindung an den jeweiligen
Standort erforderlich machen kÃ¶nnte.

3.) Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des Â§
193 SGG.

5.) Dieser Beschluss ist nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
anfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 01.10.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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